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Raus aus Afghanistan! 


Der Bundestag 
übergeht den 


Wahrheit» Klarheit» Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


3618 « 39. Jahrgang • Oktober 2007 


Am 12. Oktober 2007 hat der 
Deutsche Bundestag über 
die Verlängerung des ISAF- 
Mandates der Bundeswehr 
in Afghanistan entschieden. 
Mit der Abstimmung verbun- 
den wurde die Verlängerung 
des Tornado-Einsatzes. Bei- 
de Einsätze sollen vorerst 
bis zum 13. Oktober 2008 
befristet sein. 


Als Kostenrahmen für die 


kommenden zwölf Mona- 
te sind 487 Millionen Euro 


veranschlagt — davon 44 
Millionen Euro für die Torna- 
dos (Bundestagsdrucksache 
16/6460). 


Bereits in der Bundestagsde- 
batte über den Afghanistan- 
Einsatz am 20. September 
2007 zeichnete sich eine 
Mehrheit für den Beschluß 
am 12. Oktober ab. Mit blu- 
migen Worten über zivile 
Aufbauhilfe, Menschenrech- 
te, Bündnistreue und Völker- 
recht setzten sich Politiker 
fast aller Parteien im Bundes- 
tag für die Fortsetzung ein. 
Einzig Linke und Grüne (nur 
in Sachen Tornados) gaben 
Bedenken mit auf den Weg 
— ohne jedoch die wirkliche 
Gefahrenlage zu benennen. 


раб deutsche Soldaten ge- 
gen ihren Willen in völker- 
rechtswidrige Aktionen der 
us-geführten »Operation En- 
during Freedom« hineinge- 
zogen werden könnten, kam 
nicht zur Sprache (vgl. De- 
battendokumentation in »Das 
Parlament«, 24.9.2007). 


Volkswillen! 


Bundeswehr-Tornado über Afghanistan 


Droht uns demnächst eine Anklage wegen völ- 
kerrechtswidriger Kriegsführung? Eine Gefahr, 
die man der Offentlichkeit verschweigt! 


Seit dem Tornado-Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts 
am 3. Juli 2007 (2 BvE 2/07) 
wird den Bürgern eingeredet, 
alle Bedenken bezüglich der 
Sicherheit und völkerrecht- 
lichen Absicherung der Tor- 
nado-Einsätze seien ausge- 
räumt. Verschwiegen wurde 
der Öffentlichkeit durch Politik 
und Medien aber, daß dieses 
Urteil auch Grund zu großer 


Sorge liefert. Mehr dazu in 
dieser Ausgabe. 


AUS DEM INHALT: 


О Bundestag verlängert 
Afghanistan-Einsatz S. 3-4 


Q Großmoscheen: Eine Kriegs- 
erklärung des Islam? S. 5-8 
О Hinterhältige 
US-Kriegspolitik 5.9 
О In Österreich brodeltes 65.11 
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Das offene Wort 


Es rauscht 
im Blätterwald 


Die Türkei, mit der wir in einem 
verpflichtenden NATO-Vertrag 
verbunden sind, droht in den 
Nachbarstaat Irak einzufallen, 
was jedem Völkerrecht wider- 
spricht. 


In Pakistan brodelt es. Wird 
die mit Washington verbün- 
dete Regierung gestürzt und 
kommen anti-amerikanische, 
islamische Kräfte an die Macht 
und damit die pakistanischen 
Atombomben in islamische 
Hände, droht eine militärische 
Intervention der USA. Dann 
weitet sich der Afghanistan- 
Krieg aus und die Bundeswehr 
befindet sich mittendrin. 


Wird der Iran nach den us-is- 
raelischen Plänen angegriffen, 
hat das unabsehbare Folgen. 
Doch alles das bewegt unsere 
Medien nur am Rande. 


Wichtiger ist, daß die Fernseh- 
moderatorin Eva Herman ge- 
äußert hat, es wäre nicht alles 
schlimm gewesen im Dritten 
Reich, aber es wäre gefähr- 
lich, über die Vergangenheit 
zu sprechen. Das führte zu 
ihrem Rausschmiß aus dem 
laufenden Programm. 


Als dann noch eine Umfrage 
ergab, daß 25 Prozent der 
Deutschen auch gute Seiten 
des damaligen Regimes wür- 
digen, lief eine neue »Aufklä- 
rungs«-Welle an, statt sich mit 
den Problemen und Gefahren 
von heute und der Zukunft 
auseinanderzusetzen. 


Mich bewegt, was uns heute 
und morgen droht, und nicht, 
was vor 65 Jahren war, 30 
Jahre vor meiner Geburt! 
Auf deutsch gesagt: Es kotzt 
mich an, wie die Medien mit 
ihrer Vergangenheitsbewälti- 
gung von dem ablenken, was 
uns wirklich auf den Nägeln 
brennt! 


Ihre Sabine Möller 
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Man sollte das Tornado- 
Urteil ganz lesen! 


Mit dem »Out-of-Area«-Urteil vom 
12.7.1994 hat das Bundesverfas- 
sungsgericht (BVerfG) seinerzeit 
den Weg freigemacht für Aus- 
landseinsätze der Bundeswehr. 
Dies entgegen dem Fahneneid 
der deutschen Soldaten. 


Seitdem lassen deutsche Poli- 
tiker immer wieder zu, unsere 
Soldaten in Verstöße gegen das 
Völkerrecht zu verwickeln. Man 
denke an den Tornado-Einsatz 
im völkerrechtswidrigen Angriffs- 
krieg gegen Serbien (vgl. UN 
3/99, 4/99), der sogar im Oktober 
2003 Entschädigungsforderun- 
gen von Hinterbliebenen der Zi- 
vilopfer nach sich gezogen hatte. 


Ähnliche Gefahren lauern hin- 
ter dem Tornado-Einsatz in Af- 
ghanistan. 


Zwar triumphierte die Bundes- 
regierung am 3.7.2007 vor dem 
BVerfG, das mit seinem Urteil 2 
BvE 2/07 nachträglich die Torna- 
do-Entsendung Richtung Afgha- 
nistan absegnete. Aber erstens 
bedeutet dies nicht, daß unsere 
Soldaten dort sicher sind. Zwei- 
tens bedeutet das Urteil nicht, 
daß sich ungewollte Völker- 
rechtsverstöße deutscher Sol- 
daten nicht auch in Afghanistan 
ergeben können. 


Die folgende Feststellung des 
BVerfG wurde der Öffentlichkeit 
sowohl in der Presseerklärung 
zum Urteil als auch in der Tages- 
presse und in politischen Diskus- 
sionen vorenthalten. Sie betrifft 
das faktisch stattfindende Zu- 
sammenwirken des ISAF-Einsat- 
zes der NATO mit der »Operation 
Enduring Freedom« der USA: 


»Zwar mag, soweit die Ope- 
rationen in der dargestellten 
begrenzten Weise zusammen- 
wirken, eine Zurechnung völ- 
kerrechtswidrigen Handelns im 
Einzelfall nicht auszuschließen 
sein; soweit etwa eine Aktion 


SPIEGEL DER ZEIT 


der Operation Enduring Free- 
dom mit dem Völkerrecht nicht 
im Einklang stünde und sich 
auch auf Aufklärungsergebnis- 
se der Tornados zurückführen 
ließe, könnte dies möglicher- 
weise die völkerrechtliche Ver- 
antwortlichkeit der NATO oder 
ihrer Mitgliedstaaten auslö- 
sen.« 


Also: Die BRD als Staat könnte 
verklagt werden, aber auch je- 
der Soldat, der auf Befehl Bei- 
hilfe zu völkerrechtswidrigen 
Massakern der USA leistet! 

Wie unsere Volksvertreter dazu 


stehen, dokumentieren wir auf 
den Seiten 3 und 4. 


Wir klären Sie auf! 

Was genau wurde am 12.10.2007 
im Bundestag beschlossen und 
wer hat wie abgestimmt? 
Fordern Sie den Wortlaut des An- 
trages der Bundesregierung und 
die Liste mit den namentlichen 
Abstimmungsergebnissen bei uns 
an: UN-ARCHIV 10072. 


ZUM NACHDENKEN 


Walter Mixa, katholischer Mili- 
tärbischof, beantwortete in »Das 
Parlament« vom 1./8. Oktober 
2007 die Frage danach, was 
den Soldaten bei Planung eines 
Auslandseinsatzes wichtig sei, 
folgendermaßen: 


»Zu wissen, daß sie 
in einem demokrati- 
schen Rechtsstaat 
leben und daß sie 
sich darauf verlassen 
können, daß die Par- 
lamentarier äußerst 
gewissenhaft und 
sorgfältig entschei- 
den, ob ein Einsatz 
stattfinden soll oder 
nicht.« 
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Entgegen dem Mehrheitswillen des Volkes: 
Bundestag verlängert Afghanistan-Einsatz 


Der Bundestag hat am 12. Ok- 
tober 2007 in namentlicher 
Abstimmung mit 454 Ja-Stim- 
men, 79 Nein-Stimmen und 
48 Enthaltungen entschieden: 
Tornados und Bodentruppen 
der Bundeswehr bleiben vor- 
erst bis zum 13. Oktober 2008 
in Afghanistan. Formaljuri- 
stisch wiegt man sich im Bun- 
destag unter anderem in der 
Sicherheit des Tornado-Urteils 
2 BvE 2/07 vom 3. Juli 2007. 
Aber moralisch und in der Ver- 
antwortung vor der Sicherheit 
von Soldaten, Volk und Vater- 
land hat der Bundestag ver- 
sagt. 

Man muß das Tornado-Urteil 
schon ganz lesen und darf nicht 
nur glauben, was einem Presse- 
erklärungen, Medien und Politi- 
ker erzählen. 


Denn das besagte Urteil zeigt im 
Absatz Nr. 86 Gefahren auf, die 
dazu führen müßten, den Bun- 
deswehreinsatz umgehend zu 
beenden. 


Alle Anfragen 
ohne klare Antwort 


Ein junger Deutscher versuchte 
herauszufinden, wie dieser Ab- 
satz Nr. 86 des Urteils zu deuten 
ist. Er konnte nicht glauben, daß 
man im Bundestag die Gefahr 
ignorieren würde, daß deutsche 
Soldaten in völkerrechtswidriges 
Handeln verstrickt werden kön- 
nen. 


Er wandte sich daher am 19. 
September 2007 mit dem ne- 
benstehend in Auszügen abge- 
druckten Brief per Einschreiben 
in jeweils angepaßter Form an 
sämtliche Fraktionen des Bun- 
destages, den Ältestenrat, das 
Bundestagspräsidium, den Ver- 
teidigungsausschuß, den Aus- 
wärtigen Ausschuß und das 
Bundesverfassungsgericht. 


Nach Durchleuchtung Annahme verweigert 


Sehr geehrte Damen und Herren! 


Als Student der Rechtswissenschaften und politisch interessierter Staats- 
bürger habe ich mir nicht nur die Presseerklärung zum obengenannten 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes durchgelesen, sondern auch das 
Urteil selbst. 


Mir ist hierbei besonders der Absatz 86 aufgefallen, der in die Presse- 
erklärung des Bundesverfassungsgerichtes keinen Einzug gefunden hat. 
Dieser Absatz lautet: 


„Zwar mag, soweit die Operationen in der dargestellten begrenz- 
ten Weise zusammenwirken, eine Zurechnung völkerrechtswidri- 
gen Handelns im Einzelfall nicht auszuschließen sein; soweit etwa 
eine Aktion der Operation Enduring Freedom mit dem Völkerrecht 
nicht im Einklang stünde und sich auch auf Aufklärungsergebnisse 
der Tornados zurückführen ließe, könnte dies möglicherweise die 
völkerrechtliche Verantwortlichkeit der NATO oder ihrer Mitglied- 
staaten auslösen.“ 


Verstehe ich diesen Absatz 86 richtig, wenn ich ihn so deute: 


Die BRD ist schadensersatzpflichtig gegenüber Verletzungsopfern und 
Angehörigen von Todesopfern in Afghanistan, die bei einer (nicht 100% 
auszuschließenden) völkerrechtswidrigen Einzelhandlung während der 
„Operation Enduring Freedom“ zu beklagen sind, wenn sich eine solche 
Aktion auch (also nicht ausschließlich, sondern unter anderem) auf Auf- 
klärungsarbeiten deutscher „Tornados“ stützt. 


Hieße das nicht auch, daß die betreffenden deutschen Tornado-Piloten in 
einem solchen Fall als Kriegsverbrecher unter Umständen vor dem In- 
ternationalen Strafgerichtshof in Den Haag zur Verantwortung gezogen 
werden könnten? 


Ich wäre Ihnen sehr zu Dank verpflichtet, wenn Sir mir mitteilen könn- 
ten, ob a) meine oben geschilderte Deutung Ihrer Meinung nach richtig 
ist und b) wie die [XYZ]-Fraktion des deutschen Bundestages zu dieser 
Situation steht. Rückporto liegt diesem Brief in Form von Briefmarken 
bei. 

[...] Sollte angesichts dieser Sachlage der Bundestag nicht seine Einsatz- 
zustimmung vom 9. März 2007 überdenken? Г...| 


Mit freundlichen Grüßen« 


Diese Fragen eines jungen Staatsbürgers wurden teilweise nicht, teilweise mit 
bla-bla-Antworten abgefertigt. Am einfachsten machte es sich die FDP-Frak- 
tion: Nach Durchleuchtung Annahme verweigert. 


Die Antworten: 


Ganz fix war die CDU/CSU-Frak- 
tion des Bundestages mit ihrer 
Antwort vom 20. September. Auf- 
merksam und mit Interesse habe 
man den Brief gelesen. Und mit 
Sicherheit hat man in der Frak- 
tion auch die Brisanz erkannt, 
denn weiter heißt es: 


»Bitte haben Sie dafür Ver- 
ständnis, daß wir seitens der 
Fraktion das von Ihnen an- 
gesprochene Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichtes we- 
der kommentieren noch ein 
Rechtsgutachten zur Ausle- 
gung einzelner Passagen ver- 
anlassen.« 


FRAGEN OHNE ANTWORT 
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Die Antwort läßt vermuten, die 
CDU und CSU wüßten um die 
gefährliche Problematik — und 
sitzen diese auf Kosten von Sol- 
daten und Bürgern einfach aus. 
Wer soll denn dieses Urteil vor 
seinem eigentlichen Souverän, 
dem Wähler, kommentieren, 
wenn nicht eine der Kriegspar- 
teien selbst? 


Auch eine Antwort der SPD- 
Fraktion folgte mit Datum vom 
25. September: Man habe die 
Anfrage der zuständigen Fach- 
arbeitsgruppe weitergeleitet. 
Nach zweiwöchiger Funkstille 
wurde telefonisch im Sekretariat 
der SPD nachgehakt. Antwort: 
Man solle sich bitte noch ge- 
dulden ... Bis zum Redaktions- 
schluß dieser Ausgabe herrsch- 
te jedoch weiterhin Schweigen 
im Walde. 


Überhaupt nicht reagiert haben 
die Fraktionen der Linken und 
der Grünen im Bundestag. Auch 
der Ältestenrat und das Bundes- 
tagspräsidum beantworteten 
diese sorgenvolle Anfrage nicht. 
Der Verteidigungsausschuß be- 
gnügte sich auf den Hinweis, 
daß die Mehrheit des Deut- 
schen Bundestages nach wie 
vor der Überzeugung sei, daß 
die Afghanistan-Mandate vom 
Völkerrecht gedeckt seien. 


Kuriositäten 
im Bundestag 


Darüber hinaus gab es zwei be- 
sonders merkwürdige Arten, auf 
unbequeme Briefe wie den Obi- 
gen zu antworten: 


Der Auswärtige Ausschuß 
schickte am 25. September das 
dem Brief beigelegte Rückporto 
ohne jegliche Beilage eines An- 
schreibens an den Absender zu- 
rück. Dies wurde dem Auswärti- 
gen Ausschuß per Einschreiben 
mitgeteilt mit der höflichen Bitte, 
das vermutlich aus Versehen 
nicht mitgeschickte Antwort- 
schreiben nachzusenden. Die 
Reaktion? Keine! Die kommen- 
tarlose Rücksendung des Por- 
tos war wohl doch Absicht. 
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Die Antwort der Freien Demokraten: 


etour 


Deutscher Bundestag 
(FDP-Bundestagsfraktion) 
Platz-der-Republik- 
11011.Berlin 


Der Brief an die FDP-Fraktion 
wurde am 20.9.2007 mit dem 
Stempel »Postsendung durch- 
leuchtet« versehen und am 
29.9. mit dem Vermerk »Annah- 
me verweigert« an den Absen- 
der zurückgeschickt. Auf telefo- 
nische Nachfrage erklärte das 
FDP-Sekretariat, das sei wohl 
ein Fehler im Postverteiler des 
Bundestages gewesen, die FDP 
würde alle Bürgeranfragen be- 
antworten. Das Schreiben solle 
noch einmal per Fax geschickt 
werden. Gesagt, getan: Eine 
Antwort steht bis heute aus. 
Ein Schelm, wer Böses dabei 
denkt. 


Das Verfassungsge- 
richt ist nicht befugt ... 


Vom Bundesverfassungsgericht 
kam die Antwort, es sei nicht 
befugt, allgemeine Rechtsaus- 
künfte zu erteilen. »Das Bun- 
desverfassungsgericht sieht 
grundsätzlich davon ab, seine 
Entscheidungen im Nachhinein 
zu erläutern oder zu kommentie- 
геп. Dem einzelnen Bürger muß 
deshalb die Prüfung selbst über- 
lassen bleiben, welche Schlüs- 
se aus den Entscheidungen zu 
ziehen sind.« 


Nun ist der arme Tor so klug 
wie je zuvor! 

Erkenntnis durch 
Praxisübung: 


Wenn ein Staatsbürger und wirk- 
lich mündiger Wähler heute im 
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Vorfeld einer wichtigen Entschei- 
dung Fragen über mögliche Fol- 
gen von Beschlüssen hat, wird 
er mit Ausreden abgespeist oder 
einfach ignoriert. 


Statt dessen peitscht man mit 
großer Mehrheit den Afghanis- 
tan-Einsatz samt Tornado-Flü- 
gen in einem »Paket« durch, um 
keinem Abgeordneten die Gele- 
genheit zu geben, für das Erste 
zu stimmen und das Zweite ab- 
zulehnen. 


Noch am Vortag der Abstimmung 
wurde eine Umfrage veröffent- 
licht, nach der die Mehrheit der 
Deutschen eine Verlängerung 
dieser Einsätze ablehnt, nur 29 
Prozent seien dafür. 


Es ist leider nicht das erste Mal, 
daß der Bundestag in Zukunfts- 
und Schicksalsfragen unseres 
Volkes den Mehrheitswillen so 
übergeht. 


UN-Lesen, 
schädigt: die 


Unwissenheit, 
gefährdet: die 


Nachtruhe 
und fördert das 


Nachdenken! 


PRAXISÜBUNG DEMOKRATIE 


.. ” 
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Immer mehr Großmoscheen in 
Deutschland und Europa: 


Muslime bauen 
184 Moscheen in 
Deutschland 


Köln. In Deutschland sind 
zur Zeit 184 Moscheen im 
Bau oder in Planung. Be- 
reits genutzt würden 159 
Moscheen, teilte gestern das 
Islam-Archiv in Soest mit. 
Dabei handele es sich um 
»klassische Moscheen«, die 
durch Kuppeln oder Mina- 
rette auch von außen erkenn- 
bar seien. Dazu kämen etwa 
2600 Gebets- und Versamm- 
lungshäuser sowie Schulmo- 
scheen und islamische Bil- 
dungsstätten. 


Von untergeordneter Be- 
deutung sei die Übernahme 
christlicher Gotteshäuser. 
Der Koordinierungsrat der 
Muslime bestritt in Köln Be- 
richte, wonach immer mehr 
deutsche Kirchen in Mo- 
scheen umgewandelt wer- 
den. Insgesamt sei etwa ein 
halbes Dutzend einstiger 
Kirchen betroffen, die jetzt 
als Moscheen genutzt wür- 
den. 

In Berlin hatte die Neuapo- 
stolische Kirche kürzlich 
zwei Gotteshäuser an Musli- 
me verkauft. 


Sächsische Zeitung, 9.10.2007 


des Islam? 


Die Merkez-Moschee in Duisburg-Marxloh, bislang die größte Moschee 
Deutschlands. 


Der jüdische Autor und Jour- 
nalist Ralph Giordano, ein er- 
klärter Feind der »Rechten«, ist 
zu einem Sprecher der breiten 
Protestbewegung geworden, 
die sich aus unterschiedlichen 
Gründen gegen den vermehr- 
ten Bau von Groß-Moscheen in 
Deutschland wendet. 


Wir zitieren aus der Westdeut- 
schen Allgemeinen Zeitung vom 
5.10.2007: 


»Der Schriftsteller Ralph Gior- 
dano hat seine Kritik am Bau 
von Großmoscheen bekräftigt. 
Es müsse zum Beispiel gefragt 
werden, wer die Kosten dafür 
übernehme, sagte Giordano im 
Deutschlandradio Kultur. Bau- 
herr der umstrittenen Moschee 


in Köln ist die Türkisch-Isla- 
mische Union (Ditib), die dem 
türkischen Religionsministeri- 
um angegliedert ist. Giordano 
erklärte, wahrer Bauherr dieser 
Moschee sei die Religionsbe- 
hörde in der Türkei: „Und das 
bedeutet, daß die Türkei auf 
diese Weise hier mitregiert in 
unserem Land.“ 


Diese „Giga-Moscheen“ seien 
ein Machtanspruch. „Es ist eine 
Kriegserklärung, es ist eine 
Landnahme auf fremdem Terri- 
torium“, kritisierte er. Er wende 
sich nicht gegen alle Muslime, 
sondern gegen eine schlei- 
chende Islamisierung. Die In- 
tegration von Ausländern sei 
gescheitert.« 
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Islamisierung іп Italien 


In Italien ist ein vertraulicher Be- 
richt des Geheimdienstes für die 
Innere Sicherheit (DID) an die 
Regierung durch eine Indiskreti- 
on an die Öffentlichkeit gelangt. 


Ausgerechnet im katholischen 
Italien faßt der Islam ҒШ wie 
nirgendwo anders in Europa. 
Die Folgen des Geheimdienstbe- 
richts: »Alle vier Tage wird derzeit 
in Italien eine neue Moschee ein- 
gerichtet und eingeweiht.« Insge- 
samt, so der Bericht, waren es in 
den letzten fünf Monaten dieses 
Jahres 39 Moscheen. Seit dem 
Jahr 2000 hat sich ihre Zahl mehr 
als verdoppelt, von 351 auf 735. 


Und es sollen noch mehr werden, 
nicht nur weil die regelmäßigen 
Moscheegänger der offiziell etwa 
eine Million Muslime in Italien 
dies dringend fordern, sondern 
auch weil die religiösen Führer 
auf starken Zuwachs setzen – der 
Islam ist längst die zweitgrößte 
Religionsgemeinschaft in Italien. 


Dabei können sie nicht nur in den 
großen Städten wie Rom, Bolo- 
gna, Neapel, Genua und Florenz 
auf das Verständnis der meist 
linksorientierten Bürgermeister 
bauen, sondern auch auf die Un- 
terstützung der Kommunen für 
Gemeindezentren oder die Be- 
reitstellung von Grundstücken. 


Yavuz-Sultan-Selim-Moschee 
in Mannheim-Jungbusch 


Sehitlik-Moschee in Berlin-Neukölln 


Der italienische Geheimdienst 
weist in seinem Bericht darauf 
hin, »... daß von muslimischen 
Gemeinden Gefahren für die nati- 
onale Sicherheit ausgehen, spek- 
takuläre Aktionen, wie jüngst in 
Mailand und Perugia, sind nur die 
Spitze eines Eisbergs.« 


Und während in muslimischen 
Ländern katholische Priester ver- 
folgt werden und christliche Ge- 
meinden so vom Aussterben be- 
droht sind, wird der Bau von Mo- 
scheen in Europa unterstützt und 
gefördert, so der »Außenmini- 
ster« im Staatssekretariat im Va- 
tikan, Erzbischof Mamberti und 
der für den Interrelligösen Dialog 
zuständige Kardinal Tauran. 

aus »inter-info«, Nr. 345 


Nichts gegen den 
Islam! 


Man mag üble Suren des Korans 
anführen, aber Vergleichbares 
gibt es auch im Alten Testament. 
Außerdem sind die islamischen 
Staaten wichtige Bollwerke ge- 
gen die Vermassungsstrategien 
der Eine-Welt-Unkultur. 


Nichts gegen die Gotteshäuser 
aller möglichen Religionen, in de- 
nen deren Anhänger ihren Glau- 
ben festigen und sich ansonsten 
in die Gesellschaft einfügen. 


Der Bau der Großmoscheen in 
Deutschland, Italien und Eng- 
land aber, wo in London ein gi- 
gantisches Bauwerk für 50.000 
Besucher entstehen soll, dient 
nicht nur dem Gebet. Hier wird 
der Machtanspruch einer euro- 
pafremden Kultur verwirklicht, 
die sich im ersten Schritt von 
der Gesellschaft der Gastländer 
abschottet und sie im zweiten 
Schritt diktieren will. 


Dagegen ist der Widerstand al- 
ler Europäer erforderlich! 


verteilt/überreicht von: 
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Die US-Kriegspolitik ist hinterhältig 


wie vor dem I. und dem 11. Weltkrieg 


»Gesichter des amerikanischen Geistes« 


Der Plan zum Krieg 


US-Vizepräsident Richard Che- 
ney hat erwogen, die iranische 
Führung zu provozieren — und 
zwar so sehr, daß sie den USA 
einen Vorwand für einen Krieg 
liefert. 


Die Zeitschrift Newsweek be- 
richtete in ihrer Ausgabe vom 
24.9.2007, Cheney habe mit ei- 
nem Komplott einen Iran-Krieg 
herbeiführen wollen. 


Er habe erwogen, Israel um Ra- 
ketenangriffe auf iranische Atom- 
anlagen zu bitten. Die Zeitschrift 
berief sich auf eine entsprechen- 
de Äußerung von Cheneys Bera- 
ter David Wurmser, die zwei nicht 
genannte Informanten zitierten. 


Demnach hätten die israelischen 
Angriffe iranische Vergeltungs- 
schläge provozieren sollen. Sie 
wären der Vorwand für massive 
US-Angriffe auf militärische und 
atomare Ziele im Iran gewesen, 
meldete Newsweek. 


Wurmser habe das wenige Wo- 
chen vor seinem Rücktritt aus 
dem Cheney-Stab im August vor 
Zeugen gesagt. 


Das stetige Abwandern neokon- 
servativer Politiker aus der Regie- 
rung unter Präsident George W. 
Bush habe jedoch die Aussichten 
auf die Durchsetzung eines sol- 
chen Plans in den vergangenen 
Wochen und Monaten geschmä- 
lert, so Newsweek weiter. Wurm- 
ser war dem Magazin gegenüber 
zu keinem Kommentar bereit. 


Warnung aus Teheran 


Unterdessen hat der Iran die USA 
vor einem Angriff gewarnt. Die 
Bewegungen der US-Truppen in 
der Golfregion würden genau be- 
obachtet, sagte ein Berater des 
geistlichen Führers Ayatollah Ali 
Khamenei. Im Fall einer Militärak- 
tion gerieten sie in die Reichweite 
iranischer Raketen. 


»Wenn sie in unseren Luftraum 
und unsere Hoheitsgewässer ein- 
dringen, bekommen sie die richti- 
ge Antwort«, ergänzte Khamenei- 
Berater Jahja Rahim Safawi am 
24.9.2007 gegenüber der Welt- 
presse. Er halte einen US-Angriff 
jedoch für unwahrscheinlich, da 
die Kräfte der USA im Irak und in 
Afghanistan gebunden seien. 


Droht jetzt der 
Dritte Durchgang? 


Parallel zum weltpolitischen 
Niedergang und den mili- 
tärischen Niederlagen der 
»einzig verbliebenen Super- 
macht« verschärft US-Präsi- 
dent George W. Bush seine 
Warnungen vor einem Ill. 
Weltkrieg, die man auch als 
Drohungen auffassen kann. 


Bush warnt 
vor 3. Weltkrieg 


Washington. Der amerikani- 
sche Präsident George W. 
Bush hat vor einer Zuspitzung 
des Atomstreits mit dem Iran 
bis hin zu einem „Dritten 
Weltkrieg” gewarnt. Die poli- 
tischen Führer der Welt müss- 
ten eine atomare Aufrüstung 
des Iran verhindern, wenn sie 
„an der Vermeidung eines 
Dritten Weltkriegs interessiert 
sind”, sagte Bush am Mitt- 
woch bei einer Pressekonfe- 
renz im Weißen Haus. Er be- 
zog sich dabei auf die von 
Irans Präsident Ahmadined- 
schad ausgesprochene Dro- 
hung der Vernichtung Isra- 
els. afp 


WAZ, 18.10.2007 


Der große Plan der Welt- 


herrschaftssüchtigen, eine 
»unipolare« Weltherrschaft 
und die schon von Bush sen. 
ausgerufene »Neue Welt- 
ordnung« unter der Herr- 
schaft der amerikanischen 
Ostküste zu schaffen, ist 
gescheitert und mit »friedli- 
chen« Mitteln nicht mehr zu 
erreichen. 


So wächst die Gefahr, daß 
aus Worten Taten werden 
und durch Provokationen im 
Sinne des »amerikanischen 
Geistes« die Lunte gezündet 
wird. 


DER »AMERIKANISCHE GEIST« 
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Völkerrechtliche Stimmen zu den 
angedrohten US-Präventivschlägen 


Kaum ein Tag vergeht, an dem 
die Presse nicht über das ira- 
nische Atomprogramm berich- 
tet. George W. Bush hat wie 
gewohnt »Präventivschläge« 
gegen den Iran ins Gespräch 
gebracht. 


Bei all dem Muskelspiel und Dro- 
hungen zwischen dem Iran und 
den Westmächten stellt sich je- 
doch die Frage: 


Was sagt 
das Völkerrecht? 


»Ein militärischer Präventiv- 
schlag gegen den Iran ist zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt aus 
völkerrechtlicher Perspektive 
nicht zu rechtfertigen.« 


So lautet die Feststellung des 
Völkerrechtlers Dr. Hannes Hof- 
meister in seinem Aufsatz »Will 
Iran be next?« im Magazin 
»JURA«, Ausgabe 10/2007. 


Hofmeister beleuchtet in seinen 
Ausführungen die verschiedenen 
Möglichkeiten einer völkerrecht- 
lichen Rechtfertigung, die den 
USA für einen Präventivschlag 
gegen den Iran zur Verfügung 
stehen könnten. 


Das Gewaltverbot 


Art. 2 Nr. 4 der Charta der Ver- 
einten Nationen sieht zunächst 
ein umfassendes Gewaltverbot 
im Umgang der Staaten unter- 
einander vor. An dieses haben 
sich alle UNO-Staaten zu halten; 
auch die USA. 


Mit diesem Gewaltverbot unver- 
einbar sind laut Hofmeister z.B. 
sogenannte präventive »surgical 
strikes«. Dieser Begriff bezeich- 
net das präzise, kurze Angrei- 
fen und Zerstören ausgewählter 
Objekte in einem anderen Staat 
ohne die Absicht, das Territori- 
um des angegriffenen Staates 
zu besetzen oder das politische 
Regime zu stürzen. 


Ein gezielter Angriff der USA auf 
iranische Atomanlagen würde so- 
mit gegen dieses völkerrechtli- 
che Gewaltverbot verstoßen. 


Das Völkerrecht sieht jedoch 
Ausnahmen vom Gewaltverbot 
vor, auf die sich die USA stützen 
könnten. 


Der Sicherheitsrat 


Der UN-Sicherheitsrat kann ge- 
mäß Art. 42 UN-Charta einzelne 
Staaten zur Durchführung mili- 
tärischer Operationen ermächti- 
gen. 


Hofmeister: »... es besteht kein 
Zweifel daran, daß der Sicher- 
heitsrat einen Staat bzw. eine 
Gruppe von Staaten zu einem 
militärischen Präventivschlag 
ermächtigen kann.« 


»Die Vereinigten Staaten könn- 
ten daher versuchen, eine ent- 
sprechende Ermächtigung durch 
den Sicherheitsrat zu erwirken. In 
Anbetracht der engen wirtschaft- 
lichen Verflechtungen zwischen 
dem Iran und Rußland sowie 
neuerdings China erscheint je- 
doch eine solche Ermächtigung 
eher unwahrscheinlich.« 


Rußland und China haben im 
UN-Sicherheitsrat ein Vetorecht 
und hätten bereits die weitaus 
mildere Variante von wirtschaftli- 
chen Sanktionen blockiert. 


Das Recht auf 
Selbstverteidigung 


Art. 51 der Charta der Verein- 
ten Nationen sieht für einen an- 
gegriffenen Staat ein Recht auf 
Selbstverteidigung vor (die von 
präventiver Selbstverteidigung 
zu unterscheiden ist). 


Laut Hofmeister ist gegenüber 
den USA im Falle Iran »eine Be- 
rufung auf das Recht zur präven- 
tiven Selbstverteidigung eben- 
falls abzulehnen. So ist in der 


Völkerrechtswissenschaft höchst 
umstritten, ob ein Recht zur vor- 
beugenden Selbstverteidigung 
überhaupt existiert, verlangt doch 
Art. 51 UN-Charta das Vorliegen 
eines „bewaffneten Angriffs“. 
Selbst wenn man ein derartiges 
Recht anerkennen mag, so sind 
der Ausübung dieses Rechts 
enge Grenzen zu setzen. Die 
Bedrohung muß dann zumindest 
„unmittelbarer“ Natur sein. In An- 
betracht der Tastsache, daß der 
Iran aber noch mindestens drei 
Jahre zur Fertigstellung einer 
Atombombe benötigt, läßt sich 
die Unmittelbarkeit der Bedro- 
hung nur schwerlich bejahen.« 
Die Präventivkriegsstrategie der 
USA würde des weiteren die 
Stabilität der Staatenwelt funda- 
mental erschüttern. 


Sollten die USA und ihre Part- 
ner entgegen dem Völkerrecht 
den Iran angreifen, so würde 
sich die BRD dieses Verbre- 
chens mitschuldig machen, 
wenn sie z.B. den US-Flugzeu- 
gen Überflugrechte gewährt 
oder diese Flieger von US- 
Stützpunkten in der BRD aus 
losschlagen. 


Keine 
deutschen 
Soldaten 
ins Ausland 
und keine 
ausländischen 
Soldaten in 
Deutschland! 


UN, Postfach 400215, 44736 Bochum 


als Aufkleber erhältlich 


GEHT MACHT VOR RECHT? 
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In Österreich brodelt es 


Je Einwohner mit der höchsten Asylantenzahl belastet 


Nach einer Meldung des Pressedienstes »inter-info« (September 
2007, Nr. 345), der sich auf Zahlen des Arbeitersamariterbundes und 
der Arbeiterkammer beruft, hat Österreich, bezogen auf die Einwoh- 
ner, die höchste Anzahl von Asylsuchenden zu verkraften. 


In den USA kommt danach ein Asylsuchender auf 13.697 Einwohner, 
in der Bundesrepublik Deutschland ein Asylsuchender auf 1.700 Ein- 
wohner, in Österreich aber ein Asylsuchender auf nur 265 Einwohner. 
Ergänzt wird diese Meldung durch folgende Einkommensvergleiche, 
die bei vielen Österreichern Empörung ausgelöst haben: 


Vergleichszahlen, die viele Österreicher empören: 


Monatseinkommen einer 
österreichischen Familie mit 
drei Kindern, Vater arbeitslos, 
Mutter Hausfrau: 


Monatseinkommen einer 
Asylantenfamilie mit 
drei Kindern, davon zwei 
schulpflichtig: 


Essensgeld = 750,00€ Durchschnittliches 

Taschengeld = 200,006 Arbeitslosengeld = 700,00 € 
Freizeitaktivitäten = 50,00€ Familienbeihilfe = 336,00 € 
Bekleidungshilffe = 62,50€ Bekleidungshife = 0,00 € 
Schulbedarf = 33,33€ Schulbedarf = 0,00 € 
Monatl. Bargeld = 1.095,83€ Monatl. Bargeld = 1.036,00 € 


Die Kosten für Miete, Strom, Gas, 
Heizung, Schulbedarf, Kleidung, 
Fernsehgebühren sind selbst zu 
tragen. 


Dazu kämen kostenlos: Miete, 
Strom, Gas, Heizung, Fernseh- 
gebühren, Hygieneartikel, Tag- 
geld. 


L sebe Leser 


GAHZ ЖАНСА Қ 


Liebe unbekannte Fußballfreunde unter den UN-Lesern: 
Vorsicht beim Besuch des 1. FC Köln! 


Von den Anwälten des Fußballklubs 1. FC Köln erhielten wir am 
21.9.2007 einen Drohbrief: 


»Wie unser Mandant feststellen mußte, ist ein Handzettel „ Multikul- 
ti-Nein Danke!“ von Mitarbeitern Ihrer Organisation flächendek- 
kend im Sportpark des 1. FC Köln verteilt und an parkenden Autos 
angebracht worden. Die Aktion hat ein größeres Presseecho her- 
vorgerufen. Wir verweisen auf die Berichterstattung der Presse un- 
ter anderem in der BILD-Zeitung, Ausgabe Köln vom 12.9.2007.« 


Wir sollten uns verpflichten, es ab sofort zu unterlassen, auf dem 
Gelände des 1. FC Köln Handzettel mit ausländerfeindlichen In- 
halten zu verteilen, und: »für jeden Fall der Zuwiderhandlung eine 
Vertragsstrafe von 10.000 € an den 1. FC Köln e.V. zu zahlen.« 
Außerdem wurde »allen Mitgliedern« unserer »Organisation« 
Hausverbot erteilt. 

Natürlich haben wir nichts unterschrieben, da wir a) keine Organi- 
sation und b) keine Mitarbeiter haben, über die wir weisungsbefugt 
sind. Aber nun haben wir den nächsten Rechtsstreit am Hals, dem 
wir jedoch gelassen entgegensehen. 


Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Dazu der Kommen- 
tar des »inter-info«: 


»Im Gegensatz zum Asyl- 
bewerber hat der öster- 
reichische Arbeitslose lan- 
ge Jahre seine Beiträge für 
die Sozialversicherung und 
seine Steuern in Österreich 
bezahlt. Kritik ist nicht an 
den Asylbewerbern ange- 
bracht - sie nutzen nur die 
großzügigen Leistungen, 
welche ihnen unsere Poli- 
tiker mit unseren Steuern 
bieten. Kritik ist gegenüber 
den Politikern angebracht, 
welche als „Volksvertreter“ 
Asylanten geradezu nach 
Österreich „einladen“.« 


TAUSCHEN WIR 
die Politiker aus, bevor 
sie das deutsche Volk 


AUSTAUSCHEN! 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
E-Post: info@un-nachrichten.de 


Internet: 
http://www.un-nachrichten.de 
http://www. un-archiv. de 
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Aktuelle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
August 2006: 


August 2007: 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
August 2007: 3.705.434 ” 


September 2007: 3.543.368 ” 


39,150 Millionen ” 
39,859 Millionen ” 


Leistungsempfänger: 


Arbeitslosengeld: 
Arbeitslosengeld Il: 
Sozialgeld: 


948.984 ” 
5.198.541 ” 
1.941.620 ” 


Arbeitssuchende: 
August 2007: 
September 2007: 


Offene Stellen: 
August 2007: 
September 2007: 


6.085.600 
5.933.500 ” 


647.504 ” 
629.090 ” 


Staatsverschuldung: 
1.494.276.674.396 Euro ? 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
539 Euro 2) 


Schulden pro Kopf: 
19.9.2007: 


21.10.2007: 


18.123 2 
18.141 2 


7 Bundesagentur für Arbeit, 21.10.2007 
2) Bund der Steuerzahler, 21.10.2007 
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Zum Schaden Europas: 


EU-Parlament fordert »Blue Card« für Fachkräfte 


Nach dem Willen des Europäi- 
schen Parlaments soll die »Blue 
Card« für hochqualifizierte Fach- 
kräfte aus Drittländern möglichst 
schnell eingeführt werden. Sie 
solle Arbeitserlaubnis und Auf- 
enthaltsgenehmigung zugleich 
sein. Dies berichtet »Das Parla- 
ment« auf der Titelseite vom 1./8. 
Oktober 2007 über eine Debatte 
in Brüssel vom 26. September. 


Nach den Vorstellungen der EU- 
Parlamentarier solle dem Bericht 
zufolge nicht nur die Einreise für 
Fachkräfte aus Nicht-EU-Län- 
dern massiv vereinfacht werden. 
Auch Arbeitsmöglichkeiten für 
Wirtschaftsflüchtinge müßten 
bald geklärt werden. Hierbei sei 
eine EU-weite Arbeitserlaubnis 
für diese im Gespräch. 


Da das EU-Parlament aber in 
dieser Sache nichts festlegen 
darf, ist nun die Europäische 
Kommission gefragt. Für den 23. 
Oktober habe diese bereits die 
Vorlage zweier Richtlinienvor- 


schläge zum Thema Migration 
angekündigt. 

Dies sei notwendig, weil in den 
nächsten Jahren 20 Millionen 
Stellen in der EU nicht besetzt 
werden könnten. Bis zum Jahr 
2050 würden ohne Einwande- 
rung die Sozialsysteme zusam- 
menbrechen. 


Dabei widerspricht sich das EU- 
Parlament übrigens selbst. Die 
Debatte vom 26. September 2007 
hat Fakten zutage gefördert, die 
keiner hören wollte, wenn sie von 
angeblich »Rechtsextremen« ge- 
nannt wurden. So kämen derzeit 
85% aller Flüchtlinge ohne Fach- 
ausbildung nach Europa; nur 5% 
in die USA. 


Müßte es nicht heißen, daß die 
Sozialsysteme gerade durch 
die Masseneinwanderung zu- 
sammenbrechen, weil sie, im 
Gegensatz zu den USA, jeden 
auch noch so unqualifizierten 
Einwanderer aufnehmen? 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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